
Beglaubigte Abschrift 

Amtsgericht Traunstein 

Az.: 314 C 159/15 

IM NAMEN DES VOLKES 

ln dem Rechtsstreit 

- Klågenn - 

ProzessbevollmåchUgte: 
Rechtsanwálte Waldorf Frommer, Beethovenstraße 12, 80336 München, Gz.:- 

gegen 

1, 83367 Petting 
- Beklagter - 

Prozessbevollmächtigte: 
RR;ecich~ts~a;n;w~å~lte;¡iiiiÎI•••••••••••••• 50672 Köln, Gz. ••• 

wegen Forderung 

erlässt das Amtsgericht Traunstein durch den Richter am Amtsgericht - am 

01.02.2016 ohne mündliche Verhandlung mit Zustimmung der Parteien gemäß§ 128 Abs. 2 ZPO 

aufgrund der bis 15.01.2016 eingereichten Schriftsatze folgendes 

Endurteil 

1. Der Beklagte wird verurteilt, an die Klägerin € 1.106,00 zuzüglich Zmsen in Hohe von 5 

%-Punkten ùber dem Basiszinssatz hieraus seit dem 16.05.2014 zu bezahlen. 

2. Die Kosten des Verfahrens trägt der Beklagte. 

3. Das Urteil ist vorlaufig vollstreckbar. Dem Beklagten wird nachgelassen, die vorläufige 
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Vollstreckung durch Hinterlegung einer Sicherheitsleistung in Hohe von 110 % des zu voll­ 

streckenden Betrages vorläufig abzuwenden, wenn nicht zuvor die Klägerin Sicherheit in 

gleicher Höhe leistet. 

Tatbestand 

Die Parteien streiten wegen Schadensersatzansprüchen aus einer Urheberrechtsverletzung be- 

treffend den Film ••••••• welcher am •••• und am von dem Inter- 

netanschluss des Beklagten anderen Tauschbörsenteilnehmern zum Herunterladen im Internet 

bereitgehalten worden rst 

Diesbezùglich wurde der Beklagte mit Schreiben vom - abgemahnt. Die Kosten hierfur 

beziffert die Klågerin auf € 506,00 unter Zugrundelegung eines Gegenstandswertes von € 

10.000,00 und der Geltendmachung einer 1,0 Geschåftsgebühr zuzüglich Post- und Telekommu­ 

rukatronspauschale nach dem RVG. ln Anlehnung an die ,,Lizenzanalogie" macht die Klägerin für 

die öffentliche Zugånglichmachung des genannten Spielfilms einen weiteren Schadensersatzan­ 

spruch in Höhe von mindestens€ 600,00 geltend. 

Die Klägerin fuhrt aus, dass der Beklagte als Inhaber des Internetanschlusses von dem - mrttler­ 
weile unstreitig - die Urheberrechtsverletzungen stattgefunden haben, verantwortlich sei Soweit 

der Beklagte vortrage, dass er persönlich den verfahrensgegenståndhchen Film nicht zum Down­ 

load angeboten habe führt die Klågerin aus, dass der Beklagte seiner sekundåren Darlegungslast 

insoweit nicht hinreichend nachgekommen sei. Insoweit beschränke sich die Beklagtenseite auf 

lediglich pauschale Behauptungen, dass die Tochter und die Ehefrau zu den verfahrensgegen­ 

ständhchen Zeitpunkten grundsätzlich Zugriff auf den Internetanschluss des Beklagten gehabt ha­ 

ben. Die insoweit behauptete generelle Nutzungsmöglichkeit des Internetanschlusses durch an­ 

dere Personen stelle jedoch gerade keinen konkreten zeitlichen Bezug zur streitgegenständlichen 

Rechtsverletzung dar. Nachdem die Beklagtenseite auch davon ausgehe, dass ihr Internetan­ 

schluss zum Zeitpunkt der Rechtsverletzung hinreichend mit einem individuellen Passwort für 

das WLAN-Netz gesichert gewesen sei, sei der Beklagte darlegungs- und beweispflichtig dafür, 
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dass gegebenenfalls ein unberechtigter Dritter auf den ausreichend abgesicherten Internetan­ 

schluss zugegriffen habe, was seitens der Klägerin bestritten ist. 

Die Klägerin beantragt daher. 

Die Beklaçtenserte wird verurteilt, an die Klaqersene 

1. einen angemessenen Schadensersatz, dessen Hohe in das Ermessen des Gerichts ge­ 

stellt wird, der Jedoch insgesamt nicht weniger als€ 600,00 betragen soll, zuzüglich Zinsen 

in Höhe von 5 %-Punkten über dem Basiszinssatz hieraus seit dem 16 05 2014 sowie 

2 € 506,00 zuzüglich Zinsen in Hohe von 5 %-Punkten über dem Basiszinssatz hieraus seit 

dem 16.05.2014 zu bezahlen 

Der Beklagte beantragt 

Klageabweisung. 

Er selbst habe die ihm vorgeworfene Rechtsverletzung nicht begangen. Das abgemahnte Film­ 

werk sei ihm unbekannt. Am vermeintlichen Tattag hatten neben dem Beklagten persönlich auch 

dessen Ehefrau und seine. geborene Tochter Zugriff 

auf den Internetanschluss des Beklagten gehabt. Das Internet sei durch einen Router des Modells 

betrieben, welcher durch ein individuelles Passwort bestehend aus zehn Zah­ 

len und Buchstaben geschutzt sei. Nachdem nach Erhalt der Abmahnung innerhalb der Familie 

über den Vorwurf gesprochen worden sei, habe trotzdem ein Tater nicht ermittelt werden können. 

Ferner sei herauszustellen, dass mehrere •••1tmodelte, darunter auch das des Beklagten 
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von einer schweren S1cherhe1tsllicke betroffen gewesen wären, wodurch es mogllchen Angrei­ 

fern, die sich innerhalb der Reichweite des Funknetzes aufgehalten haben, möglich gewesen sei, 
sich unbefugt Zugang zu dem fremden WLAN zu beschaffen. Dies sei auf entsprechenden Inter­ 

netseiten auch nachlesbar. 

Nachdem die Klågerin ihre behauptete Rechteinhaberschaft an den verfahrensgegenstandlichen 

Filmwerk nicht hinreichend nachgewiesen habe, bestehe ihrerseits auch keine Aktivlegitimation 

Der geltend gemachte Schadensersatzanspruch von mindestens€ 600,00 für den verfahrensge­ 

qenständlrchen Film sei Liberhoht. Gleiches gelte für die Hohe des angenommenen Streitwertes 

betreffend die Abmahnung. 

Zur Ergänzung des Tatbestands wird auf die zwischen den Parteien gewechselten Schriftsätze, 

jeweils nebst Anlagen, Bezug genommen. Mit Zustimmung der Parteien wird gemäß§ 128 Abs. 2 

ZPO ohne mündliche Verhandlung im schriftlichen Verfahren entschieden. Berücksichtigt wurden 

Schriftsätze, die bis 15.01.2016 eingereicht worden sind. 

Entscheidungsgründe 

Die zulässige Klage ist begrundet, nachdem das Gericht sowohl den Schadensersatzanspruch 

für den verfahrensqeqenstàndhchen Spielfilm als auch den Gegenstandswert 

betreffend die verfahrensgegenståndliche Abmahnung fur gerechtfertigt erachtet. 

1. AktivJegitimat1on 

Nach Auffassung des Gerichts hat die Klägerin ihre Rechteinhaberschaft an dem verfah- 

rensgegenständlichen Film hinreichend dargelegt und entsprechend 
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belegt, vgl. Anlage K1. Dort ist die Klaqerin auf dem verfahrensgegenstandlichen Filmwerk 

in der üblichen Weise als Urheber bezeichnet. Insoweit gilt die Vermutungswirkung gemäß 

§§ 94 Abs. 4, 10 Abs. 1 UrhG. 

2. Urheberrechtsverletzung 

Die Verletzung der Urheberrechte an dem verfahrensgegenständlichen Filmwerk , die 

nach Auffassung des Gerichts der Klàgenn zustehen, über den Internetanschluss des Be­ 

klagten wurde im laufe des Verfahrens unstreitig gestellt. 

3 Verantwortlichkeit für Urheberrechtsverletzung 

Auch wenn der Beklagte selbst bestreitet, den verfahrensgegenständlichen Film zu kennen 

und diesen im Rahmen einer Tauschbörse zum Download anderen Internetnutzern ange­ 

boten zu haben, verbleibt es nach Auffassung des Gerichts jedoch bei der persönlichen 

Verantwortlichkeit des Beklagten. 

Nach Auffassung des Gerichts ist der Beklagte nämlich seiner sekundaren Darlegungs­ 

last, der er als Anschlussinhaber unterliegt, nicht hinreichend nachgekommen Insoweit 

reicht es nach Auffassung des Gerichts gerade nicht aus, dass der Anschlussinhaber die 

verfahrensgegenständlichen Urheberrechtsverletzungen bestreitet und insoweit pauschal 

ausfuhrt, dass auch andere rm Haushalt lebende Familienangehörige - vorliegend die Ehe­ 

frau und die vollJåhnge Tochter - zu den Tatzeitpunkten Zugriff auf den Internetanschluss 

gehabt haben. 

Insoweit verhalt es sich unter Berücksichtigung gefestigter Rechtsprechung so, dass der 

Anschlussinhaber einer gesteigerten Darlegungspflicht unterliegt und auch zu Nachfor­ 

schungen. wer als tatsachlicher Tater in Betracht kommt, verpflichtet ist Insoweit hat der 

Anschlussinhaber nach Durchführung der zumutbaren Nachforschungen zum Verlauf des 

Schadensfalls detailliert vorzutragen. Zwar geht die sekundäre Darlegungslast nicht so­ 

weit, dass der Anschlussmhaber durch eigene Nachforschungen aufklären müsste, wer 

Tåter der verfahrensgegenständlichen Rechtsverletzung ist, trotzdem wird von dem An­ 

schlussinhaber zur Erfùllung seiner sekundåren Darlegungslast erwartet, dass er Nachfor­ 

schungen hinsichtlich anderer in Betracht kommender Tåter sowie eine Mitteilung seiner 
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Kenntnisse und Nachforschungsergebrnsse vornimmt. 

Insoweit reicht es nach Auffassung des Gerichts aber nicht aus, dass der Beklagte nach 

Erhalt der Abmahnung in der Familie uber den Vorfall gesprochen habe und ein Täter nicht 

habe ermittelt werden kånnen. 

Die generelle Nutzungsmöglichkeit eines Internetanschlusses durch andere Personen 

stellt gerade keinen konkreten hinreichenden zeitlichen Bezug zur streitqeqenständllchen 

Rechtsverletzung dar Verletzungsbezogener Vortrag dazu, wer wie im konkreten Fall zur 

konkrteten Zeit den Computer bzw. den Internetanschluss des Beklagten und insbesonde­ 

re auch wofür benutzt, fehlt. Eine Darlegung, warum die von dem Beklagten genannten 

Mitznutzer als Täter in Betracht kommen, erfolgte nicht. 

lm Ergebnis verbleibt es daher dabei, dass die tatså.chliche Vermutung der Täterschaft 

des Anschlussinhabers fortbesteht. Dies auch unter Berücksichtigung, dass ein Beweis 

oder zumindest konkret dargelegte Anhaltspunkte, dass sich eventuell Dritte widerrechtlich 

Zugang zum WLAN-Netz des Beklagten Zugriff verschafft haben könnten, fehlen ebenfalls. 

4. Nachdem das Gericht somit keine Zweifel an der Haftung des Beklagten im Grunde nach 

hat, war der entsprechende Schadensersatzanspruch festzusetzen. 

Den fùr die Urheberrechtsverletzung selbst anzusetzenden Schadensersatzanspruch hat 

das Gericht mit € 600,00 beziffert (§ 287 ZPO). Hierbei hat das Gericht berücksichtigt, 

dass die verfahrensqeqenständlrchen Urheberrechtsverletzungen relativ zeitnah zu dem 6. 

Januar-' an dem der Film in Deutschland im Verleih der Klagerin erschienen ist, lie­ 

gen. Das Gericht hat insoweit ferner berücksichtigt, dass vorliegend zwei festgestellte Ur­ 

heberrechtsverletzungen vorliegen. Auch die unstreitigen Daten zum verfahrensgegen­ 

stå.ndlichen Film, insbesondere die Produktionskosten und die Besetzung (vi. Bl. 131/132) 

hat das Gericht seiner Schå.tzung zugrunde gelegt. Ebenso die Gefahr einer exponentiell 

schnellen Verbreitung eines einmal zum Download angebotenen Werkes. 

Diese wesentlichen Überlegungen zum verfahrensgegenståndlichen Filmwerk mussten 

sich auch auf den Gegenstandswert betreffend die verfahrensgegenstå.ndliche Abmah­ 

nung auswirken. Das Gericht ist hier der Auffassung, dass € 1 O 000,00 zugrunde zu legen 

sind. Hieraus ergeben sich die Anwaltskosten fùr die verfahrensgegenständliche Abmah- 
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nung bei Zugrundelegung einer 1,0 Geschaftsgebühr, die ebenfalls nicht zu beanstanden 

ist, zuzüglich Post- und Telekommunikationspauschale m Höhe von€ 506,00. 

5. Die zugesprochenen Zmsen ergeben sich aus dem Gesichtspunkt des Verzugs. 

6. Die Kostenfolge ergibt sich aus § 91 ZPO. 

7. Die vorläufige Vollstreckbarkeit folgt den§§ 708, 711 ZPO. 

Rechtsbehelfsbelehrung: 

Gegen die Entscheidung kann das Rechtsmittel der Berufung eingelegt werden. Die Berufung ist nur zulas­ 
sig, wenn der Wert des Beschwerdegegenstands 600 Euro ubersteiqt oder das Gericht des ersten Rechtszu­ 
ges die Berufung im Urteil zugelassen hat. 

Die Berufung ist binnen emer Notfrist von einem Monat bei dem 

Landgericht Traunstein 
Herzog-Otto-Str. 1 
83278 Traunstein 

einzulegen 

Die Frist beginnt mit der Zustellung der vollstandiqen Entscheidung, spatestens mit Ablauf von funf Monaten 
nach der Verkundung der Entscheidung 

Die Berufung muss mit Schriftsatz durch eine Rechtsanwaltm oder einen Rechtsanwalt eingelegt werden. Die 
Berufungsschnft muss die Bezeichnung der angefochtenen Entscheidung und die Erklärung enthalten, dass 
Berufung eingelegt werde. 

Die Berufung muss binnen zwei Monaten mit Anwaltsschnftsatz begrúndet werden. Auch diese Fnst beginnt 
mit der Zustellung der vollstàndrqen Entscheidung 

gez. 

Richter am Amtsgericht 



JAng 
Urkundsbeamtm der Geschäftsstelle 
Durch maschinelle Bearbeitung beglaubigt 
- ohne Unterschrift gult1g 
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.. 
Verkündet am 01.02.2016 

gez. 
-·JAng 

Urkundsbeamtin der Geschäftsstelle 

Für die Richtigkeit der Abschrift 
Traunstein, 02.02.2016 


